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Ihr Antrag nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) vom 20. April 2020

Sehr geehrte Frau Stein,

mit oben genanntem Antragerbitten Sie die Zusendung der Dokumente(Sitzungsprotokolle,

Schriftwechseletc.) über den Beratungsprozess zum Aktionsprogramm "Umwelt und

Gesundheit".

Ihr Antrag wird gemäß $ 3 Nummer3 Buchstabeb) IFG abgelehnt, da durch den

Informationszugang die Beratungen von Behörden beeinträchtigt würden.

Nach $ 3 Nummer3 Buchstabeb) IFG besteht kein Anspruch auf Informationszugang, wenn und

solange die Beratungen von Behörden beeinträchtigt werden. Schutzgutist die Gewährleistung

eines unbefangenen undfreien Meinungsaustauschs sowohl bei innerbehördlichen Beratungen

als auch bei Beratungen zwischen Behörden und sonstigen Einrichtungen.

Eine Herausgabeder begehrten Informationen würde die Beratungen des Bundesministeriums

für Gesundheit wie auch des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)

‚und des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) sowie den

Geschäftsbereichsbehördenbeeinträchtigen.Bislang befindet sich die Weiterentwicklung des

Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit (APUG)in einem frühen Stadium der

Ideensammlung. Neben den genanntenRessorts habendie zu beteiligenden

Geschäftsbereichsbehördendas alte APUGanalysiert und Ideen und Vorschlägefür eine

- mögliche Weiterentwicklung eingebracht. Diese sind weder auf Geeignetheitfür die Zielsetzung

der Weiterentwicklung des APUG bislang bewertet worden, noch sind Mehrwert,

Finanzierungsmöglichkeiten und Umsetzungsmöglichkeiten der Vorschläge geklärt.
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Nach Abschluss der Beratungen könnte der Informationszugang nur nach einem
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durchzuführendenDrittbeteiligungsverfahrenerfolgen. Ein genauer Termin hierfür kann derzeit

nicht genannt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widersprucheingelegt

werden beim Bundesministerium für Gesundheit, Rochusstraße 1, 53123 Bonn. Dafür stehen

mehrere Möglichkeiten zur Verfügung:

1. Der Widerspruch kannschriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden.

2. Der Widerspruch kannauch auf elektronischem Wegerhoben werden. Dafür stehen

folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

Der Widerspruch kann mit qualifizierter elektronischer Signatur per E-Mail erhoben

werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@bmg.bund.de.

Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-

Adresse lautet poststelle@bundesgesundheitsministerium.de-mail.de.

Mitfreundlichen Grüßen

Im Auftrag

 


